
  

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Berlin, 17.10.2018. Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG kritisiert 
zum heutigen Tag zur Beseitigung von Armut, dass die Bundesregierung 
den Kampf gegen Kinderarmut nicht zur Priorität macht. Statt nur an 
kleinen Stellschrauben des Familienförderungssystems zu drehen ist es 
höchste Zeit, konsequent zu handeln und eine Kindergrundsicherung 
einzuführen. 
 
Über die Kindergrundsicherung diskutiert das Bündnis anlässlich des 
Internationalen Tags auch mit Spitzenvertreter*innen verschiedener Parteien 
im Rahmen eines Parlamentarischen Frühstücks. In ihrem Koalitionsvertrag 
hatte die Bundesregierung sich zum Ziel gesetzt, ihre Bemühungen bei der 
Bekämpfung von Kinderarmut zu verstärken. Das Bündnis 
KINDERGRUNDSICHERUNG fordert die Politik zu einem grundlegenden und 
mutigen Systemwechsel auf. 
 
Mehr als 3 Millionen Kinder und Jugendliche sind in Deutschland aktuell von 
Armut betroffen – das ist mehr als jedes 5. Kind. Das hat nicht nur kurz -  
sondern auch langfristig Folgen für die Bildungschancen von Kindern, für 
soziale Teilhabemöglichkeiten und für die Gesundheit. 
 
„Armut vererbt sich. Einer der Gründe, warum wir diesen Kreislauf nicht 
durchbrechen können, ist das komplizierte und stigmatisierende System der 
Kinder- und Familienförderung. Dass die Leistungen oft gar nicht in Anspruch 
genommen werden, wird einfach in Kauf genommen“, stellt Birgit Merkel (stellv. 
Vorsitzende des Zukunftsforum Familie e.V.) für das Bündnis 
KINDERGRUNDSICHERUNG fest. „Wir sagen: Wenn ein Kind einen 
Leistungsanspruch hat, muss diese Leistung einfach und unbürokratisch 
ankommen, ohne Wenn und Aber“, so Merkel weiter. 
 
„Die Erkenntnis, dass dieses System reformiert werden muss, ist inzwischen 
auch in der Politik angekommen. Darüber freuen wir uns nach knapp zehn 
Jahren Bündnisarbeit sehr“, betont Heinz Hilgers vom Kinderschutzbund, 
Koordinator des Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG. Über eine 
grundsätzliche Reform der kinder- und familienpolitischen Leistungen diskutiert 
derzeit auch die Arbeits- und Sozialministerkonferenz der Bundesländer 
(ASMK), die im Dezember ihre Empfehlung aussprechen will. Auf 
Bundesebene unterstützen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE die 
Forderung nach einer Kindergrundsicherung, SPD und FDP favorisieren eine 
umfassende Weiterentwicklung des Kindergeldes. 
 
Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG setzt sich seit 2009 für eine 
monatliche einkommensabhängige Kindergrundsicherung von derzeit maximal 
619 Euro im Monat für jedes Kind ein. Dem Bündnis gehören 14 Verbände und 
13 Wissenschaftler*innen an. „Unser Reformvorschlag stellt die Kinder in den 
Mittelpunkt. Die Kindergrundsicherung orientiert sich an ihrem tatsächlichen 
Existenzminimum, sie fasst viele Leistungen zusammen und löst damit absurde 
Anrechnungsprobleme“, sagt Heinz Hilgers. „ Zudem ist sie sozial ausgestaltet 
– wird also mit steigendem Einkommen abgeschmolzen und den Familien 
unbürokratisch und einfach ausgezahlt“. Auch Zwischenschritte wie die 
anstehende Reform des Kinderzuschlags müssten sich an diesen Kriterien 
messen lassen. 

 

Unterstützt durch die 
Wissenschaftler/innen: 
 

Prof. Jutta Allmendinger, PhD 
Prof. Dr. Hans Bertram 
Prof. Ullrich Gintzel 
Prof. Dr. Walter Hanesch 
Prof. Dr. Klaus Hurrelmann 
Prof. Dr. Ernst-Ulrich Huster 
Prof. Dr. Heiner Keupp 
Prof. Dr. Ronald Lutz 
Dr. Gisela Notz 
Christiane Meiner, M.A. 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Schimke 
Prof. Dr. Stefan Sell 
Prof. Dr. Margherita Zander 
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Weitere Informationen dazu finden Sie auf www.kinderarmut-hat-folgen.de. 

 

Kontakt: Franziska Fischer, Pressesprecherin, Deutscher Kinderschutzbund 
Bundesverband e.V., Schöneberger Str. 15, 10963 Berlin, Tel.: 030 214809-20, 
Fax: 030 214809-99, fischer@dksb.de, www.dksb.de 
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